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Einleitung

ln Artiket 3 Absatz 2 des Grundgesetzes heißt es:

,Männer und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat fördert die tatsächliche

Durchsetzung der Gleichberechtigung'von Frauen'und Männern und wirkt auf

die Beseitigung bestehender Nachteile hin.'

Zur Ausgestaltung der Verfassungsnorm wurde das Bundesgleichstellungsgesetz (BGleiG) verab-

schiedet, das am 5. Dezember 2001 in Kraft getreten ist. Es ist Kemstück des Gesetzes zur Durch-

setzung der Gleichsteltung von Frauen und Männem (Gteichstellungsdurchsetzungsgesetz - DGteiG).

Das BGteiG soll die tatsächtiche Gleichstellung von Frauen und Männem im öffentlichen Dienst des

Bundes entscheidend voranbringen und die Regelungen des bisherigen Frauenfördergese[zes (ffG)

verbessem und konkretisieren. Dementsprechend sieht das BGteiG insbesondere vor, Frauen mit

gleicher Quatifikation bei Ausbitdung, Einstellung, Anstellung und Beförderung im Falle ihrer Unter-

repräsentanz bevozugt zu berücksichtigen und den Frauenanteil auch bei einem Steltenabbau zu

erhalten. Die Regelungen zur Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit werden für Frauen und

Männer verbessert; ausdrücklich werden neuere Arbeitszeitmodelle wie Telearbeit und Sabbatfahr

einbezogen. Bei alten Regelungen wird den besonderen Belangen behinderter und von Behinderung

bedrohter Frauen Rechn ung getragen.

Der nach dem FFG zu erstellende Frauenförderplan wird künftig als Gleichstellungsptan bezeichnet.

Seine Laufzeit wird von drei auf vier Jahre verlängeft. Die vor tnkrafüreten des gctelg bestellten

Frauenbeauftragten bteiben bis zum Ende des Zeitraumes, für den sie bestellt wurden, als Gleich-

stellungsbeauftragte im Amt. Mit der Umstellung der Terminotogie soll das Ziet der tatsächlichen.

Gleichstettung von Frauen und Männem verdeutlicht werden.

Der Gteichstellungsplan soll - wie der bisherige Frauenförderplan - die gesetzlichen Ziele dienst'

stellenbezogen in konkrete Maßnahmen umsetzen. Nach wie vor sind auch im Statistischen Bun'

desamt Frauen in vielen Bereichen unterrepräsentiert, insbesondere im höheren Dienst und in Lei-

tungsfunktionen. Nach wie vor verbinden Männer Familie und Erwerbstätigkeit nur in geringem

Maße miteinander.

Der vorliegende Gleichstellungsplan geht von einer Beschreibung und Bewertung der Situation der

Frauen im Statistischen Bundesamt aus, zeigt Ungleichheiten im beruflichen Foftkommen von Män-
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nern und Frauen auf und liefert verbindliche Vorgaben zu ihrer Beseitigung. Mit dem Gleichstel-

lungsplan soll erreicht werden

) Erhöhung des Frauenanteils in Bereichen, in denen sie unterrepräsentiert sind,

insbesondere in Leitungs- und F0hrungsfunktionen,

) Förderung des beruflichen Aufstiegs von Frauen sowie

) Verbesserung derVereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit durch

Schaffung von Chancengleichheit ftir Teilzeitbeschäftigte und aus familiären

Grllnden Beurlaubte. Dadurch sollen zugleich fllr.Männer bestehende Hemmnisse

abgebaut werden, Familienarbeit zu 0bernehmen.

Der Gleichstellungsplan ist ein zentrates lnstrument einer auf Chancengteichheit von Frauen und

Männern gerichteten Personatplanung und -entwicklung. Wie bisher kommt hinsichtlich seiner Um-

setzung den ieweiligen Vorgesetzten eine bedeutende Rolle zu. Sie haben die Gteichstellung von

weiblichen und männlichen Beschäftigten ihrer 0rganisationseinheit durch professionelle Personal-

führung und -förderung voranzutreiben und a[]e geeigneten Maßnahmen zur Verbesserung der be-

ruflichen Situation von Frauen in ihren Organisationseinheiten zu ergreifen. Der Gleichstellungsplan

wird daher den Vorgesetzten besonders zur Verfügung gesteltt mit der Aufforderung, die gesetzten

Ziele zubeachten und ihre Realisierung zu gewährleisten.
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l. IST-Analyse, Ziele, Maßnahmen

1. Einzelfallbezogene Quotenregelung, Benachteiligungsverbot

1.1. Frauenanteil

Frauen sind - unter Berücksichtigung des Einzelfatts (sog. einzelfallbezogene Quote) - in Bereichen,

in denen sie unterrepräsentieft sind, bei gleicher Eignung, Befähigung und Leistung bevorzugt zu

berücksichtigen. Dies gilt bei Ausbitdung, Einstellung, Anstellung, Beförderung und Höhergruppie'

rung.

Unterrepräsentiert sind Frauen dann, wenn der Frauenanteil in den einzelnen Bereichen (Besot'

dungs-, Vergütungs- und Lohngruppen, Laufbahngruppen sowie Funktionen mit Vorgesetzten- und

Leitungsaufgaben) jeweils unter 50 Prozent liegt.

Der Frauenanteil bei den Beschäftigten des Statistischen Bundesämtes hat sich seit 1996, dem

Stand der IST-Analyse für unseren ersten Frauenförderplan, folgendermaßen verändeft:

- im einfachen Dienst

- im mittleren Dienst

- im gehobenen Dienst

- im höheren Diensi

von297o(47 von 139)

von77 %(7302 von 1694)

von 39 Yo(345 von 892)

von 29 o/.(95 von 325)

aut27,Oo/oQ7 von 100)

auf 7 0,6 To (902 von 1 278)

auf 43,3'/'(lgg von 922)

auf 33,4o/.Olovon 389)

Wie die nachfolgende Übersicht über den Frauenanteil nach Laufbahngruppen zeigt, sind Frauen im

Statistischen Bundesamt aktuell unterrepräsentiert in den Bereichen

* des höheren Dienstes, vor allem in den Spitzenpositionen, aber auch bei den Referatsleitungs-

funktionen sowie

* des gehobenen Dienstes, vor allem bei den Hauptsachbearbeiterfunktionen.

Der Frauenanteit.in der Dienststelle Wiesbaden liegt in den Laufbahnen des höheren und des geho-

benen Dienstes sowie bei den Auszubildenden deutlich-unter dem in der Zweigstelle Bonn.
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Laufbahngruppe

lnsgesamt
Dienststelle Wiesbaden

(einschl. i-Punkt)
Zweigstelle Bonn

M F

Frauen-

antel[ ln

o/o

M F

Frauen-

anteil in
o,to

M F

Frauen-

antei[ ln

o/o

höherer Dienst * 259 130 33,4 273 101 32,2 46 29 38,7

Präs/VPräs/AbtL 72 0 10 0 2 0

GrL 29 10 25,6 25 6 79,4 4 4 50,0

RefL 118 47 28,5 101 38 27,3 77 9 34,6

Experten**

WM/Ref 100 73 42,2 77 57 42,5 23 76 47,O

gehobener Dienst 523 ?ee 4?,3 452 318 47,3 7l 81 53,3

Herausgeh. Hsb**

Hauptsachbearb. 303 747 32,7 267 723 37,5 36 24 40,0

Sachbearb 220 252 53,4 185 795 57'3 35 57 62,0

mittlerer Dienst 376 902 70,6 198 639 76,3 778 263 59,6

Spitzenämter 190 420 68,9 177 345 74,7 73 75 50,7

übriger mittl.Dienst 185 405 68'5 81 223 73,4 105 782 63,4

' Schreibd./Datenerf, 77 100 77 700 6 100

einfacher Dienst 73 27 27,0 45 77 27,4 28 10 26,3

Auszubildende 47 43 47,9 32 25 43,9 15 18 54,5

lnSges'amt

(ohne Azubi) 7237 7458 54,2 908 7075 54,2 323 383 54,2

Tabelle 1: Frauenanteil beiden Beschäftigten nach Laufbahngruppen (Stand: 8.10.2003)

- Quelle: EPOS -

* darunterAufsteigerin den höheren Dienstinsgesamt 77;dassind4,4o/o derBeschäftigten

des höheren Dienstes; Frauenanteil am Aufstieg 1 von 17, das.sind 5,9o/o

7
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Ziele:

e Erhöhung des Frauenanteils im Bereich des höheren Dienstes, vor eilem in F0hrungsfunktionen

o Verbesserungvon Möglichkeiten des Aufstiegs in den höheren Dienst

o Erhöhung des Frauenanteils im Bereich der Hauptsachbearbeiterfunktionen

Stufenplan:

o Erhöhung des Frauenanteils im Bereich des höheren Dienstes:

Besetzung von Abteilungs- und Gruppenleitungsfunktionen mit Frauen:

aus heutiger Sicht zu besetzende Funktionen bis Ende 2005 3

2006 bis Ende 2007 7 '

bei gleicher Eignung, Befähigung und fachticher Leistung mit Frauen zu besetzen

bis Ende 2005 2

2005 bis Ende 2007 0

a Erhöhung des Frauenanteils beim Aufstieg in den höheren Dienst:

bis Ende 2005

2006 bis Ende 2007

bis Ende 2005

2006 bis Ende 2007

bis Ende 2005

2006 bis Ende 2007

von)3,4o/o auf 35,0 %

auf 36,0 % (eweits Amt insgesamt)

von 5,9 olo auf 9,0 "/o

auf 12,0 o/o (ieweils Amt insgesamt)

von 32,7 olo auf 34,0 olo

auf 35,0 o/o (eweils Amt insgesamt)

a Erhöhung des Frauenanteils im Bereich der Hauptsachbearbeiterfunktionen:

Maßnahmen:

bei gleicher Eignung und Befähigung vermehrt Frauen ausgewählt.

breite zu verbessem.

rungsprofile von höherwertigen Funktionen zu erfüllen.

I
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dem o. Stufenplan bevozugt berücksichtigt.

nung, Befähigung und fachticher Leistung werden ieweits doppett so viele Frauen wie Männer

zur Teilnahme an Aufstiegsauswahlvefahren vorgeschlagen.

fähigun g und fachlicher Leistung bevozugt berücksichtigt.

1.2 Planstellen, Stellen

Die nachfolgende Übersicht zeigt die für das Statistische Bundesamt bewiltigten Planstetten und

Stellen. Die Angabe der freien sowie der in den nächsten Jahren frei werdenden Plansteilen und

Stelten gibt Aufschtuss darüber, in welchem Umfang und in welchen Bereichen eine ErhÖhung des

Frauenanteils mögtich ist. 0b die freien Stellen tatsächlich besetzt werden, hängt von der Finanzla-

ge des Amtes ab.

Ziele:

o ln allen Bereichen, in denen Frauen unterrepräsentiert sind, Nachbesetzung von mindestens

der Hälfte der zu besetzenden Planstellen und Stellen mit Frauen

o Bei Stellenabbau ln einem Bereich, in dem Frauen unterrepräsentiert sind, mindestens Gleich'

bleiben des Frauenanteils

Maßnahmen:

reich handelt, in dem Frauen unterrepräsentiert sind. lst das der Fatl, so sind im Zuge der Nach-

besetzung bei gteicher Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung Frauen vorrangig zu berück-

en gefördert werden können.
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Tabelle 2: Planstellen und Stellen des Statistischen Bundesamtes (Stand: 1.6.2003)

Anzahl der bewilligten Planstellen und Stellen
Anzahl der freien/frei werdenden

Planstellen und Stellen

Bes.-/
Vere.Gr,

Stellen
HH 2003

kw-Vermerke Anzahl ohne
kw-Vermerke

frei
Freiwerdend
innerhalb der

nächsten 3 Jahre
B8 1 1

B4 7 1 1

2B3 3 3
B2 7 1 6 7 3

416 76 76 1

415 70 2 68 3 2
la 7 7

474 106 5 101 4 2
rb 29 29 2 7

413 81 10 77 10
lla 22 5 77 4 1

h.D. 347 23 320 25 72

A 13c 56 56 4 4
472 84 2 82 5 3

111 72 72 7 4
All 742 4 138 8
lVa 767.8 3,9 764 72 7

410 742 3 139 6 2
rvb 76,5 72,5 64 73 2
A9 80,5 0.5 80 1 2
Vb 115,5 74,5 101 76 4

g.D. 936,3 40,3 896 66 28

A 9m+Z 25 7 24 2
A9m 47 7 40 7
A8 t3 7 72 2
Vc 525 3 522 13 10
A7 5 4 7 2
vrb 258 11 247 48 2
A5 76 5 77 1

vil 43.5 6,5 37 1

vil - txb 18 2 76 7
A5
vilt 20 75 5 7

m.D. !o24,5 49,5 975 76 20

A6e 18 18 6 2
A5e 74 3 11
A4 72 72 7

A2l3 27.5 7.5 20 8
18 2 76 4 7

x
e.D. 83,5 6,5 77 18 4

MTATb 22 2 20 2
Gesamt 2409,3 121,3 2288 787 64

10
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2. Ausschreibungen, Bewerbungen, Einstellungen, Auswahlentscheldungen

2.1 Erterne Ausschreibungen, Einstellungen

Der Frauenanteil bei den Bewerbungen auf Stellenausschreibungen (Externe Ausschreibungen) lag

im Zeitraum 7:7.2002 bis 30.6.2003 in der Dienststelle Wiesbaden bei 43,7 % und in der Zweig-

stelle Bonn bei 49,60lo. Der Frauenanteil bei den Einstellungen lag im Durchsihnitt aller Laufbahn-

gruppen ieweils darüber.

Tabelle 3: Stellenausschreibungen (Zeitraum: 7.7 .2002 bis 30.5.2003)

Ziele:

Erhöhung des Frauenanteils bei den Bewerbungen, insbesondere in Bereichen,.ln denen sie un'a

a

terrepräsentiert sind

Gewährleistung der Chancengleichheit ftlr Bewerberinnen und Bewerber

Laufbahn-

gruppe

Anzahl
Stellen-

aus-
schrei-
bungen

eingegangene
Bewerbungen

ausgewählte Bewerber/innen
. = Einstellungen *

Männer Frauen Frauen-
anteil in

o,lo

Männer Frauen Frauen-
anteil ln

Yo

Dienststelle Wiesbaden

höherer Dienst I 627 328 34,6 20 t2 37,5

gehobener Dienst 3 65 40 38,7 1 3 75,0

mittlerer Dienst

(einschl. AzubD

2 787 310 62,4 10 11 52,4

einfacher Dienst 0

lnsgesamt 73 873 678 43,7 37 26 45.6
Zweigstelle Bonn

höherer Dienst 3 777 140 44,2 I 6 42,9

gehobener Dienst 1 24 58 70,7 4 9 69,2

lnsgesamt 4 207 198 49,6 12 15 55,5
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Maßnahmen:

abgefasst, dass Frauen und Männer gteichermaßen angesprochen werden. Berufsbezeichnun-

gen werden grundsätzlich in weiblicher und männticher Form verwendet.

' bung besonders aufgefordert fühlen. Anforderungen wie "hohes Maß an Einsatzbereitschaft",

"Belastbarkeit", "große Flexibilität", ,,Bereitschaft zu (tängeren) Dienstreisen' etc. ryrüssen sich

im Einzelfall aus dem Erfordemis derAufgabenerledigung belegen lassen und dürfen nicht stan-

dardmäßig verwendet werden.

Zusätzlich sollen Frauen in den Steltenausschreibungen gezielt angesprochen werden, sich zu

bewerben, z.B. durch Einfügung des Satzes: "Bewerbungen von Frauen sind ausdrllcklich er-

wllnscht."

Zu den Vorstellungsgesprächen oder besonderen Auswahlverfahren sind mindestens ebenso

viele Frauen wie Männer einzuladen, wenn sie die in der Ausschreibung vorgegebene Qualifika-

tion auhryeisen. Sofem Bewerbungen von Frauen nicht in entsprechender Anzahl vorliegen, sind

alle Frauen mit der geforderten Qualifikation einzuladen.

Auswahtkommissionen werden paritätisch besetzt. lst dies aus triftigen Gründen nicht mOgtich,

sind die Gründe hierfür aktenkundig zu machen. Die Gleichstellungsbeauftragte nimmt in bera-

tender Funktion an Auswahlverfahren teil.

ln Auswahlgesprächen sind Fragen nach dem Familienstand, einer bestehenden oder geplanten

Schwangerschaft, der Sicherstellung der Betreuung von Kindem sowie behinderten oder pflege-

bedürftigen Angehörigen neben der Berufstätigkeit unzulässig. Es dürfen nur geschlechtsneut-

rale Kriterien herangezogen werden. Benachteiligungen sind auch unter dem Aspekt der mittel-

baren' Diskriminierung verboten. Bei der vergleichenden Beweftung von Bewerberinnen und Be-
'werbem 

dürfen daher z.B. Unterbrechung der Erwerbstätigkeit aufgrund von Familiänpflichten

oder geringere Dienst- und Beschäftigungsjahre nicht nachteilig beweftet werden. Spezifische,

durch Betreuungs- und Pflegeaufgaben erworbene Erfahrungen und Fähigkeiten sind dagegen zu

berücksichtigen, soweit sie für die Ausübung der jeweiligen Tätigkeit von Bedeutung sind.

Die Feststellung der Qualifikation bestimmt sich ausschließtich nach den Anforderungen der zu

besetzenden Arbeitsplätze, insbesbndere den Ausbildungsvoraussetzungen und den berufli-

chen Erfahrungen.
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2.2 lnterne Ausschreibungen, Auswahlentscheidungen

Der Frauenanteil bei den Bewerbungen auf Hausausschreibungen (lnterne Ausschreibungen) lag im

Zeitraum 7.7.2002 bis 30.5.2003 im Durchschnitt aller Laufbahngruppen in der Dienststelle Wies-

baden bei 58,5 o/o. Noch etwas höher war hier der Frauenanteil bei den Auswahlentscheidungen

(59,4'/ö.ln der Zweigstelle Bonn lag der Frauenanteil bei den Bewerbungen nur durch einen über-

proportionalen Frauenanteil bei den Bewerbungen des gehobenen Dienstes im Durchschnitt aller

Laufbahngruppen bei 43,8 o/o,Der Frauenanteil bei den Auswahlentscheidungen lag im Durchschnitt

darüber.

Tabelle 4: Hausausschreibungen (Zeitraum: 7.7 .2002 bis 30.6.2003)

Anmerkung: Künftig sind Angaben zu Bewerbungen von Teilzeitbeschäftigten vorgesehen.

Ziele:

o Erhöhung des Frauenanteils bei den Auswahlentscheidungen im höheren Dienst in der Dienst'

stelle Wiesbaden sowie im gehobenen Dienst in der Zweigstelle Bonn

o Gewährleistung der Chancengleichheit von Frauen und Männern bei Auswahlentscheidungen

o ErreichungderChancengleichheitfllrTeilzeitbeschäftigte

Laufbahn-
gruppe

Anzahl
Hausaus-

schrei-
bungen

eingegangene Bewerbungen ausgewählte Bewerber/innen

M W

Frouen-
onteil
in o/o

M W
Frauen-
onteil
in oA

Dienststelle Wiesbaden

höherer Dienst 37 57 49 49,0 79 76 45,7

gehob. Dienst 69 747 757 57,6 28 34 54,8

mittl.Dienst 32 27 111 80,4 5 26 g3,g

lnsgesamt 138 225 317 58,5 52 76 59,4

Zweigstelle Bonn

höherer Dienst 5 11 5 37,3 3 2 40,0

gehob. Dienst 9 t3 20 60,6 5 4 44,4

mittl.Dienst 10 49 32 39,5 6 9 60,0

lnsgesamt 24 73 57 43,9 14 15 57,7
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Maßnahmen:

fasst, dass Frauen und Männer gleichermaßen angesprochen werden. Berufs- und Dienstbe-

zeichnungen werden grundsätzlich in weibliiher und männlicher Form verwendet.

sind Überlegungen'zur Aufgabenteilung anzustellen. tst eine Teilung des Arbeitsplatzes nicht

möglich, ist dies schrifttich zu begründen.

funktionen.

bringen können, ob sie an einer möglichen 
"Paarbildung" 

interessiert sind.

zuladen.

bedürftigen Angehörigen beurlaubt sind, erhalten auf Wunsch zeitnah vor Beendigung der äe-

urtaubung die ihre Ggf. auch die nächsthöhere) Besoldungs- oder Vergütungsgruppe betreffen-

den Steltenausschreibungen an ihre Privatadresse. Für Beschäftigte, die aus dienstlichen Grün-

den beurlaubt oder zu anderen Behörden abgeordnet oder zugewiesen sind, gilt entsprechen-

des.

sind die Gründe hierfür aktenkundig zu machen. Die Gleichstellungsbeauftragte nimmt in bera-

tender Funktion an Auswahlverfahren teil.

Schwangerschaft, der Sicherstellung der Betreuung von Kindem sowie behindeften oder pflege-

bedürftigen Angehörigen neben der Berufstätigkeit unzulässig. Es dürfen nur geschlechtsneut-

rale Kriterien herangezogen werden. Benachteiligungen sind auch unter dem Aspekt der mittel-

baren Diskriminierung verboten. Bei der vergleichenden Bewertung von Bewerberinnen und Be-

werbem dürfen daher z.B. Unterbrechung der Erwerbstätigkeit aufgrund von Familienpflichten

oder geringere Dienst- und Beschäftigungsjahre nicht nachteilig bewertet werden. Spezifische,

durch Betreuungs- und Pflegeaufgaben erworbene Erfahrungen und Fähigkeiten sind dagegen zu

berücksichtigen, soweit sie für die Ausübung der jeweiligen Tritigkeit von Bedeutung sind.

auswahlentscheidungen tragen, kommt erhebliche Bedeutung zu. Alle.Beschäftigten mtissen si-

cher sein, dass Eignung, Befähigung und fachliche Leistung gerecht bewertet werden und sach-

fremde Erwägungen die Auswahlentscheidungen nicht beeinflussen.
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3. BeruflicherAufstieg

3.1 Beurteilungen

Dienstliche Beurteilungen beeinflussen u.a. Beförderungs- und Personalauswahlentscheidungen.

Teilzeitbeschäftigte ezielen oft weniger gute Beurteilungsnoten als Vollzeitbeschäftigte. Deshalb

haben sie in der Regel nicht die gleichen beruflichen Aufstiegsmögtichkeiten wie ihre vollzeitbe-

schäftigten Kolleginnen und Kollegen.

Die für die Regelbeurteilungsrunden 7997 und 2000 errechneten Durchschnittsnoten nennt die

nachfolgende Tabelle 5. Die Ergebnisse lassen eine geschlechtsspezifische Ungleichbehandtung

nicht erkennen. Die Ausführungen der Gteichsteltungsbeauftragten zur Beurteilungsstatistik sind in

Anhang 1 zusammengestellt.

Ziele:

o Vermeidungvon lnformationsdefiziten derTeilzeitbeschäftigten

. Vermeidung von Nachteilen bei der dienstlichen Beurteilung der Teilzeitbeschäftigten

o Vermeidung von Nachteilen bei der dienstlichen Beurteilungvon Frauen

Maßnahmen:

Terminen die Belange der Teilzeitbeschäftigten angemessen berücksichtigen. Die voltständige

I nformationsein bin d un g der Tei lzeitkräfte m uss gewährleistet sein.

gungen, wie geringere zeitliche Präsenz und damit geringeres Arbeitsvolumen, nicht in die Beur'

teilungen einfließen zu lassen. Die Teitzeitkraft ist ausschließlich für die Zeit zu beurteilen, die

sie zur Verfügung steht. Durch geeignete Maßnahmen (z.B Schulung, lnformationsgespräche vor

, einer Regelbeufteitungsrunde) sind die Beurteitenden dafür zu sensibitisieren. Dienstatter, Le-

bensalter etc. sind bei einer dienstlichen Beurteilung nur zu berücksichtigen, wenn sie bei

der/dem betreffenden Beschäftigten tatsächtich quatifikationserhöhend sind.

gen.
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Tabelle 5: Durchschnittsnoten der beurteilten Beamtinnen und Beamten 7997 und 2000 *

Anmerkung

" Die Regelbeurteilungsrunde 2003 war bei Redaktionsschluss noch nicht abgeschlossen.

Laufbahngruppen

Besoldungsgruppen

Arbeitszeitmodellen

2000 7997

lnsges. Frauen Männer lnsges. Frauen Männer

lnsgesamt 6,7 6,6 6,7 6,9 6,9 7r0

eD, mD insgesamt 6,5 6,6 6,5

gD insgesamt 6,7 6,6 5,9 7,0 6,9 7,7

davon A 9 6,0 5,8 6,3 6,4 6,5 6,7

410 6,6 6,5 6,7 6,9 6,7 7 , 1

All 6,5 6,5 6,4 6,9 6,5 7r0

A72 I A73 7 ,7 713 711 7,6 8,1 7,4

davon Wiesbaden

mit i-Punkt(1)

6,7 6,7 6,9 7,0 7,0 6,9

Bonn/Berlin (2)
6 ,6 6,4 6,7 7,3 8,0 6,7

hD insgesamt 6,7 5,9 6,7 6,9 6,9 6,9

darunter Referenten (3) 6,4 6,3 6,5 x x x

Referatsleiter 0) 6,9 7,0 6,7 X x X

darunter A 1 5 7ro 7,2 7,0 X x x

Gruppenleiter (3) 7,0 6,9 7r0 x x x

darunter A 1 5 6,9 5,9 6,9 X X X

Teilzeitbeschäftigte

insges

6,5 6,5 6,9 6,9 6,9 7,0

davon eD/mD 6,7 6,7

gD 6,5 6,4 7rO 6,9 6,7 7 t 5

hD 6,6 6,5 6,9 6,9 6,9 6,5

(7) 7997: Wiesbaden / Düsseldorf

(2) 7997t Berlin

(3) Fur 7997 lie*. keine Auswertung in dieser Abgrenzung vor.
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3.2 Leistungsstufen, Leistungsprämien

Nachfolgende Übersichten über die Gewährung von Leistungsstufen in den lahren 2001 und 2002

zeigen, dass insbesondere 2002 jeweils deuttich mehr Männer als Frauen berücksichtigt wurden.

Der Frauenanteil bei den Begünstigten liegt aber im höheren und im gehobenen Dienst ieweils über

dem Anteit der Frauen bei den Beamten/innen insgesa mt (33,4vom Hundert, vgl. Tabetle 8: Frauen-

anteil nach Status).

Tabelle 6: Gewährungvon Leistungsstufen in den fahren 2001 und 2002 (Stand: Dezember 2002)

Anmerkung: lm f ahr 2003 wurden keine Leistungsstufen vergeben.

Arbeitszeit

Laufbahngruppe
Beamte/Beamtinnen mit Leistungsstufe in 2001

Anzahl darunter weibtich Frauenanteilin %
lnsg Wbn Bonn lnsg Wbn Bonn lnsg Wbn Bonn

Vollzeit

Teilzeit

30

10

77

9

73

7

72

9

7

8

5

1

40,0

90,0

41,2

88,9

38,5

100,0

h.D.

g.D.

m.D.

e.D.

7t

23

6

0

10

16

0

0

t

7

6

0

6

74

7

0

5

10

0

0

7

4

7

0

54,5

60,9

76,7

0r0

50,0

62,5

0,0

0r0

100,0

57,7

76,7

0r0

Arbeitszeit

Laufbahngruppe
Beamte/Beamtinnen mit Leistungsstufe in 2002

AnzahI darunter weiblich Frauenanteilin %
lnsg Wbn Bonn !nsg Wbn Bonn lnsg Wbn Bonn

Vollzeit

Teilzeit

34

4

27

3

13

1

10

3

7

2

7

1

29,4

75,0

33,3

66,7

23,1

100,0

h.D.

g.D.

m.D.

e.D.

16

77

5

0

t2

72

0

0

4

5

5

0

6

6

1

0

4

5

0

0

2

1

I

0

37,5

35,3

20,0

0,0

33,3

47,7

0r0

0r0

50,0

20,0

20,0

0r0
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Bei der Gewährung von Leistungsprämien in den Jahren 2001 und 2002 waren Frauen oft unter-

repräsentieft; ihrAnteiI an den Leistungsprämienempfängem entspricht überwiegend nicht ihrem

Anteil an der Beschäftigtengruppe (Frauenanteil bei den Beamten: 33,4 v.H.; Frauenanteil bei den

Arbeitnehmem: 60,8 v.H.).

Tabelle 7.1: Gewährung von Leistungsprämien im fahr 2001 (Stand: Dezember 2002)

Arbeitszeit
Laufbahngruppe

Beamte/Beamtinnen mit Leistungsprämie in 2001

Anzahl darunter weiblich Frauenanteit in %
lnsg Wbn Bonn lnsg Wbn Bonn lnsg Wbn Bonn

Vollzeit

Teilzeit

43

4

36

4

7

0

9

7

5

1

4

0

20,9

25,0

73,9

25,0

57,7

0r0

h.D.

g.D.

m.D.

e.D.

76

28

0

3

75

24

0

1

1

4

0

2

2

7

0

1

1

5

0

0

1

2

0

7

72,5

25,0

0,0

33,3

6,7

20,8

0r0

0,0

100,0

50,0.

0r0

5o,o

Arbeitszeit
Laufbahngruppe

Arbeitnehmer/innen mit Leistungsprämie in 2001

Anzahl darunter weiblich Frauenanteil in %
lnsg Wbn Bonn lnsg Wbn Bonn lnsg Wbn Bonn

Vollzeit

Teitzeit

137

24

722

20

15

4

70

79

50

77

10

2

51,1

79,2'

49,2

85,0

66,7

50,0

h.D.

g.D.

m.D.

e.D.

10

76

70

5

7

69

67

5

3

7

9

0

2

31

54

2

1

26

48

2

1

5

6

0

20,0

40,8

77,7

40,0

74,3

37,7

78,7

40,0

33,3

71,4

66,7

0r0
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Arbeitszeit
Laufbahngruppe

Beamte/Beamtin n en m it Leistu n gspräm ie ln 2002

Anzahl darunter weiblich Frauenanteilin %

lnsg Wbn Bonn lnsg Wbn Bonn lnsg Wbn Bonn

Vollzeit

Teilzeit

44

6

29

5

t5

1

8

4

6

1

2

7

78,2

66,7

20,7

60,0

73,3

100,0

h.D.

g.D.

m.D.

e.D.

75

27

77

3

74

19

0

7

7

2

77

2

6

5

7

0

5

4

0

0

1

1

7

0

40,0

23,8

9,7

0,0

35,7

27,7

0r0

0r0

100,0

20,0

9,7

0r0

Arbeitszeit
Laufbahngruppe

Arbeitnehmer/innen mit Leistungsprämie in 2002

Anzahl darunter weiblich Frauenanteil in o/o

lnsg Wbn Bonn lnsg Wbn Bonn lnsg Wbn Bonn

Vollzeit

Teilzeit

138

32

723

27

75

5

65

28

59

23

6

5

47,1

87,5

48,0

85,2

40,0

100,0

h.D.

g.D.

m.D.

e.D.

10

81

74

5

8

74

63

5

2

7

17

0

4

32

56

1

7

30

48

1

1

2

8

0

40,0

39,5

75,7
,l

20,0

37,5

40,5

76,2

20,0

50,0

28,6

72,7

0,0

Tabelle 7.2: Gewährung von Leistungsprämien im fahr 2002 (Stand: Dezember 2002)

Anmerkung: lm fahr 2003 wurden keine Leistungsprämien vergeben

Ziele:

o Bei der Gewährung von Leistungsstufen und Leistungsprämlen Vermeidung von Nachteilen flir

Teilzeitbeschäftigte

o Bei gleicher Leistung Berticksichtigung von Frauen jeweils entsprechend ihrem Anteil an der

Beschäftigtengruppe
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Maßnahmen:

aufgefordert, ihre Entscheidung objektiv und sachgerecht zu treffen.

stufen und Leistungsprämien verpflichtet, sachfremde Enruägungen, wie z.B. geringere zeittiche

Präsenz und damit geringeres Arbeitsvolumen, nicht in die Beurteilung der Leistung einfließen

zu lassen. Die Teilzeitkraft ist ausschließlich für die Zeit zu bewerten, die sie im Dienst zur Ver-

fügung steht. Erkennbaren Benachteiligungen wird nachgegangen.

Leistungsprämie führen soll oder kann, dürfen Frauen und Teilzeitbeschäftigte nicht benachtei-

ligt werd en. Auch hier wird erkennba ren Benachteiligungen n achgegan gen.

3.3 Verbeamtungen

Die folgende Übersicht über die Beschäftigten des Statistischen Bundesamtes nach Status zeigt,

dass bei der Gruppe der Beamten Frauen unterrepräsentiert sind, und zwar sowohl in der Dienst-

stelle Wiesbaden als auch in der Zweigstetle Bonn. Dies ist nachteitig für Frauen, da insbesondere

im höheren Dienst die Spitzenfunktionen überwiegend mit Beamten besetzt sind.

Tabelle 8: Frauenanteil bei den Beschäftigfen nach Status (Stand: 08.10.2003)

Status

lnsgesamt
Dienststetle Wiesbaden

(einschl. i-Punkt)
Zweigstelle Bonn

M F

I Frauen-

lanteil 
ln M F

Frauen-
anteil in

otm

M F

I Frauen-

lanteil 
in

Beamte 432 277 33,4 264 747 34,8 168 76 37,7

Angestellte 756 7228 67,9 675 924 60,0 747 304 68,3

Arbeiter 43 73 23,2 29 10 25,6 74 3 17.6

Auszubildende 47 43 47,8 32 25 43,9 15 18 54,5

lnsgesamt (ohne Azubi) 7237 7458 54,2 908 7075 54,2 323 383 54,2

20
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Ziel:

. Bei Vorliegen gleicher Eignung, Befähigung und.fachlicher Leistung verstärkte Verbeamtung

von Frauen, vor allem im Bereich des höheren Dienstes

Maßnahmen:

ein Dauerarbeitsverhältnis geprüft; der Zeitpunkt ihres Vorliegens wird festgestellt und den Be-

schäft igten sowie d er Gleichstellun gsbeauft ragten mitgeteilt.

versorgun gsrechtlichen Aspekten beraten.

zur Benachteitigung von Fraueh führen.

Wiesbaden sowie in der Zweigstetle Bonn erstellt und der Gleichstellungsbeauftragten zugelei-

tet.

3.4 Beförderungen, Höhergrupplerungen

Die Zusammenstellung der Beförderungen/Höhergruppierungen bzw. Höherreihungen im Zeitraum

7.7.2002 bis 30.6.2003 (Iabelte 9) zeigt, dass in dieserZeit in der Laufbahn des höheren Dienstes

deutlich mehr Männer ats Frauen höhergestuft wurden. Auch in der Laufbahn des gehobenen Diens-

tes wurden mehr Männer ats Frauen höhergestuft; der Frauenanteil an den Höherstufungen ent'

spricht hier aber dem Anteil der Frauen in dieser Laufbahngruppe.

Es wurden erheblich mehr Voltzeitbeschäftigte als Teilzeitbeschäftigte befördert bzw. höhergrup'

piert. Atlerdings lag der Anteil der Teilzeitbeschäftigten an den Maßnahmen ieweils über ihrem An-

teiI in der Laufbahngruppe.

Ziele:

o Erhöhung des Frauenanteils bei den Beförderungen und den Höhergruppierungen, besonders

im Bereich des höheren und des gehobenen Dienstes

o Unter Beachtung des Vorrangs von Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung gleiche Beför-

derungs- und Höhergruppierungsmöglichkeiten für'Teilzeitbeschäftigte wie ftlrVollzeitbeschäf'

tigte

o Erhöhung des Angebots an Teilzeitarbeitsplätzen, auch bel Funktionen mit Fllhrungsaufgaben
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Tabelle 9: Beförderungen/Höhergruppierungen bzw. Höherreihungen (t.l.zooz bis 30.6.2003)

Bes.-/Verg.-

Gruppe

Vollbeschäftigte Teilzeitbeschäftigte Zusammen Frauenanteil
in v.H.

AnteilTeilzeitbe-
schäftiete in v.H.

Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer
an den
Maß-

nahmen

in der
Laufbahn.
gruppe

an den
Maß-

nahmen

in der
Laufbahn.
gruppe

B8 ohne ATZ

B4

B'3 1 1

B2

416 1 4 1 4

415 6 8 6 8

la 1 1

474 3 4 4 3

rb 3 3

höherer D 7 20 4 11 20 35,5 37,8 72,9 9,6

A 13g 1 2 1 2

lla Bew 3 3

472 6 9 1 7 9

ilt 4 5 4 5

All 3 7 3 7

lVa 6 11 2 8 11

410

rvb 11 10 1 72 10

gehobener D 31 47 4 35 47 42,7 40,O 4,9 70,5

A9m+Z

A9m

Vb Bew 76 10 11 27 10

A8 1 1 2

Vc 23 74 13 36 74

A7 6 6

vtb 22 11 76 38 1t

A6 1 1

vlt 3 3 3 3

v[ - txb 1 1

mittlerer D 64 45 42 1 106 46 69,7 77,2 2&z 26,9

A5e 3 3

A5e 1 1

A4

Azlt
txb

elnfacher D 1 3 1 3
22,2 2g,l 77,7 717

MTATb 1 3 1 1 4

lnsgesamt 104 118 50 2 754 120 56,2 54,4 19,0 18,6

22
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Stufenplan:

o Bevozugte Berllcksichtigung von Frauen bei der Beförderungsplanung im Rahmen der

verbundenen Bewertung im Bereich des gehobenen und des höheren Dienstes:

A l2-Beförderungsmöglichkeiten aus heutiger Sicht bis Ende 2005 10

2006 bis Ende 2007 6

bei gleicher Eignung, Betähigung und fachlicher Leistung für Frauen vozusehen

bis Ende 2005 6

2006 bis Ende 2007 3

A l3g-Beförderungsmöglichkeiten aus heutiger Sicht bis Ende 2005 5

2006 bis Ende 2007 3

bei gleicher Eignung, Betähigung und fachlicher Leistung für Frauen vozusehen

bis Ende 2005 3

2006 bis Ende 2007 2

A l4-Beförderungsmöglichkeiten aus heutiger Sicht bis Ende 2005 lt
2l}6bis Ende 2007 I

bei gleicher Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung für Frauen vozusehen

bis Ende 2005 6

2006 bis Ende 2007 4

A l5-Beförderungsmöglichkeiten aus heutiger Sicht bis Ende 2005 6

2005 bis Ende 2007 7

bei gleicher Eignung, Befähigung und fachticher Leistung für Frauen vozusehen

bis Ende 2005 3
' 

2006 bis Ende 2007 4

A l6-Beförderungsmögtichkeiten aus heutiger Sicht bis Ende 2005 3

2006 bis Ende 2007 5

bei gleicher Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung für Frauen vozusehen

bis Ende 2005 t
2005 bis Ende 2007 3
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Bei gleicher Eignung und Befähigung bevorzugte Berücksichtigung von Frauen bei Höhergrup-

pierungen ohne vorhergehende Ausschreibung (Anreicherung des eigenen Arbeitsplatzes z.B.

im Zuge von Stellenflexibilisierungen):

bis Ende 2005 45 o/o dersich ergebenden Möglichkeiten

2006 bis Ende 2007 55 o/o der sich ergebenden Möglichkeiten

Maßnahmen:

. reich des gehobenen und des höheren Dienstes bei gleicher Eignung, Befähigung und fachlicher

Leistung entsprechend dem o. Stufenplan bevozugt berücksichtigt.

Arbeitsptatzes z.B. im Zuge von Stellenflexibilisierungen) werden Frauen bevozugt berücksich-

tiSt.

schäftigung nicht negativ in die Bewertung einfließen. Ebenso wenig dürfen bei einer vergtei-

chenden Bewertung z.B. Unterbrechung der Erwerbstätigkeit durch Kinderbetreuung sowie ge-

ringere Dienst- und Beschäftigungsjahre zulasten von Beschäftigten mit Familienpflichten be-

rücksichtigt werden. Dagegen sind spezifische, durch Betreuungs- und Pflegeaufgaben erwor-

bene Erfahrungen und Fähigkeiten zu berücksichtigen, soweit sie für die Ausübung der ieweili-

gen Tätigkeit von Bedeutung sind.

breite zu verbessem. Durch individuelle Fortbildungsplanung so[ten Frauen in die Lage versetzt

werden, die Anforderungsprofile von höherwertigen Funktionen zu erfüllen.

Führungsfunktionen, erhöht. Die Fachabteilungen sind grundsätzlich verpflichtet, schon frühzei-

tig ein Konzept zur Arbeitsplatzteilung zu erarbeitdn.

4. Vereinbarkeit von Familie und Beruf

4.1 Flexibilisierung der Arbeitszeit, Teilzeitbeschäftigung

Eine wichtige Voraussetzung zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist eine flexible Arbeitszeitge-

staltung, die sowohl die Belange der Dienststelle ats auch die der Beschäftigten berücksichtigt. lm

Rahmen der Dienstvereinbarung zur Regelung der Arbeitszeit wurden schon vielseitige Flexibilisie-

rungsmöglichkeiten geschaffen.
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Außerdem bietet das Statistische Bundesamt seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern seit Jahren

eine - in der Bundesverwaltung wohl einmatige - Fülle ganz unterschiedlicher Teilzeitmodelle, um

die Belange des Dienstes über verküzte und flexiblere Arbeitszeiten mit dem Familienleben und

dem lnteresse an persönlichem Freiraum in iinklang zu bringen. lm Rahmen der arbeitsorganisatori-

schen Möglichkeiten wollen wir auch weiterhin dem Einzelfatl gerecht werden und die besonderen

familiären Gegebenheiten der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter berücksichtigen. Die vietfältigen

Teilzeitmodelle bringen aber zunehmend mehr nicht verwertbare Stellenreste mit sich, die ,brach"

liegen, d.h. für das Amt nicht mehr genutzt werden können. Unsere Ressourcen werden zunehmend

enger. Bei wachsenden Aufgaben mtissen wir mit unseren Personatkapazitäten haushalten und freie

Stellenpotenziate besser ausschöpfen. Hier gilt 
"Weniger 

ist Mehr": Das heißt, eine Verringerung der

Teilzeitmodelle wird zu einer höheren Effizienz und damit zu einer besseren Verwertbarkeit der

Stetlenreste beitragen. Eine solche bessere Verwertbarkeit kommt tetzttich atten Mitarbeiterinnen

und Mitarbeitern unseres Hauses zu Gute, weil mehr Teilzeitarbeit angeboten werden kann und für

unsere Arbeitseinheiten die Arbeit planbarer wird.

Der Umfang der verminderten Arbeitszeit sollte den im Hause praktizierten Modelten entsprechen,

um die bei Reduzierung der.Arbeitszeit entstehenden Teilzeitreste sinnvoll zugunstän anderer Be-

schäftigter nutzen zu können. Daher sollte eines der in der nachfolgenden Übersicht aufgefi.ihrten

Modelte vereinbaft werden. Eine Arbeitszeit von 75 /+Wochenstunden sollte aber nur in begrtinde'

ten Einzelfällen unterschritten werden. Dabei obtiegt es der jeweiligen 0rganisationseinheit zu prü-

fen, ob die Teilzeitbeschäftigung im Einzetfall arbeitsorganisatorisch möglich ist. Die Allgemeinen

Hinweise zur Teilzeitarbeit und Teilzeitbeschäftigung sind zu beachten.

Tabelle 10: Arbeitszeitmodelle (Stand: 2003)

Die durchschnittliche wöchenttiche Arbeitszeit be-

trägt... der regelmäßigen Arbeitszeit flir Vollzeitbe-

schäftigte, ...

hh.mm .., zur Zeit gerund et auf

... Stunden

West 0st West 0st

die Hätfte

ein Driftel

zweiDrittel

ein Viertel

dreiViertel

ein Fünftel

zweiFtinftel

drei Fünftel

vier Fünftel

79.75

72.50

25.40

9.37,5

28.52,5

7.42

75.24

23.06

30.48

20.00

13.20

26.40

10.00

30.00

8.00

16.00

24.00

32.00

t2 3/.

25 r/,

ey,
28lh
7y,

75y.
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30 3/,

73 r/.

26y,
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Teilzeitbeschäftigt sind 27,2o/. (llt von 2 589) der Beschäftigten des Statistischen Bundesamtes,

und zwar 47,2o/o (600von 1458) derweiblichen und 70,6o/o (t3t von 7237) dermännlichen Be-

schäftigten.

Ohne Berücksichtigung der Altersteitzeit (AIZ) beträgt der Anteil der Teilzeitbeschäftigten 20,0 o/o

(538 von 2 689), und zwar 34,7 olo (506 von 1 458) der weiblichen und nur 2,6Yo (32 von 1 231) der

männlichen Beschäftigten. Einzelheiten nennen die nachfotgenden Übersichten.

Tabelle 11: Teilzeitbeschäftigung im Statistischen Bundesamt insgesamt (Stand: 08.10.2003)

- Quette: EPOS -

Laufbahngruppen Beschäftigte Teilzeitbeschäftigte

Anteil

Teilzeitbeschäftigte

in o/o

darunterATZ ohne ATZ

Höherer Dienst

w

m

zus.

130

259

389

29

36

65

3

25

28

22,3

73,9

76,7

20,0

412

9,5

Gehobener Dienst

w

m

zus.

399

523

922

729

54

183

25

40

65

32,3

70,3

7g,g

26,7

2r7

72,8

Mittterer Dienst

w

m

zu5.

902

376

7278

437

35

466

63

28

97

47,8

9,3

36,5

40,.8

.7,9
29,3

Einfacher Dienst

und MTArb

w

m

zus.

27

73

100

77

6

77

3

6

9

40,7

8,2

77,0

29,6

0

8,O

Alle Laufbahn-

gruppen

(ohne AzubD

w

m

zus.

1458

723t

2689

600

131

737

94

99

193

47,2

70,6

27,2

34,7

216

2O,O
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Tabelle 11.1: Teilzeitbeschäftigung im Statistischen Bundesamt

Dienststelle Wiesbaden einschl. i'Punkt (Stand: 08.10.2003)

- Quelle: EP0S -

.i

Laufbahngruppen Beschäftigte Teilzeitbeschäftigte

Anteil

Teilzeitbeschäftigte

in%

darunterATZ ohne ATZ

Höherer Dienst

W

m

zus.

101

273

374

26

32

58

2

22

24

25,7

75,0.

78,5

23,9

417

70,8

Gehobener Dienst

W

m

zus.

318

452

770

108

48

756

27

36

57

34,0

70,6

2o'3

27,4

217

72,9

Mittterer Dienst

w

m

zus.

639

198

837

306

18

324

52

77

69

47,9

9,7

38,7

39,7

0r5

30,5

Einfacher Dienst

und MTArb

w

m

zus.

77

45

62

8

5

73

3

5

8

47,7

11,i

27,0

29,4

0

8,7

Alle Laufbahn-

gruppen

(ohne AzubD

w

m

zus.

7075

908

1983

448

103

551

78

80

158

47,7

77,3

27,8

34,4

215

7g,g
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Laufbahngruppen Beschäftigte Teilzeitbeschäftigte

Anteil

Teilzeitbeschäftigte

in o/o

darunter ATZ ohne AIZ

Höherer Dienst

w

m

zus.

29

46

75

3

4

7

1

1

4

7o'3

8,7

9,3

6,9

2r2

4,0

Gehobener Dienst

w

m

zus.

81

71

752

27

6

27

4

4

8

25,9.

8,5

77,8

27,0

2r8

72,5

Mittlerer Dienst

w

m

zus.

263

778

447

125

77

142

11

17

22

47,5

9,6

32,2

43,3

3r.4

27,2

Einfacher Dienst

und MTArb

w

m

zus.

10

28

38

3

1

4

7

7

30,0

3,6

70,5

30,0

0

7r9

Alle Laufbahn-

gruppen

(ohne AzubD

w

in

zus.

383

323

706

152

28

180

t6

t9

35

39,7

8r7

25,5

35,5

218

20,5

Tabelle 11.2: Teilzeitbeschäftigung im Statistischen Bundesamt

Zweigstelle Bonn (Stand: 08.10.2003)

- Quelle: EPOS -
Ziele:

o Ausschöpfen der besiehenden Flexlbilislerungsmöglichkeiten bei der Arbeitszeit fllr atle Be-

schäftigten mit Familienpflichten (mindestens ein Kind unter 18 fahren und/oder pflegebedllrf-

tige Angehörige)

o Unter Berllcksichtigung der dienstlichen Notwendigkeiten Ermöglichung auch besonderer Ar-

beitszeitmodelle wie zum Beispiet Sabbatjahr oder Arbeitszeitkonto

Maßnahmen:

zwingende dienstliche Gründe entgegenstehen. Sie werden insbesondere auf die beamten-, ar-

beits-, versorgungs- und rentenrechtlichen Folgen der Teilzeitbeschäftigung sowie auf die Mög-

tichkeit einer Befristung mit Ver[ängerung und deren Folgen hingewiesen.

t
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Auch für sie soll die Attraktivität der Wahmehmung von familiären Betreuungs- und Pflegeauf-

gaben dadurch erhöht werden, dass diese Aufgaben nicht kanierehemmend, sondern qualifika-

tionserhöhend wirken.

lich entlastet. Es ist darauf zu achten, dass sich daraus für die anderen Beschäftigten keine

dienstlichen Mehrbelastungen ergeben.

rung Arbeitszeit werden individuelle Arbeitszeitregelungen zugelassen. Darüber hinaus können

Beschäftigte mit familiären Betreuungspflichten Zeiten vorarbeiten und z.B. in den Ferien zu-

sammenhängend ausgleichen, soweit dies mit der Funktionsfähigkeit des Teams vereinbar ist.

bei der Besetzung von Arbeitsplätzen mit Btick auf die Benachteiligungsverbote unter Beach-

tung des Leistungsprinzips vorrangig berücksichtigt.

4.2 Telearbeit

Zur weiteren Verbesserung der Vereinbarkeit von Familienpflichten und Beruf ist Mitte 7999 auf der

Basis der Ergebnisse eines Pilotprojekts die sogenannte ,altemierende Tetearbeit" im Statistischen

Bundesamt eingefühft worden. Dabei erbringen die Beschäftigten einen Teil der Arbeitsleistung in

der Behörde und einen Teilaußerhatb regelmäßig in der eigenen Wohnung. Altemierende Telearbeit

erlaubt fließende Übergänge und regelmäßige Wechsel zwischen häuslichem und dienstlichem Ar'

beitsplatz. Sie stellt zudem den Erhalt der fachtichen und sozialen lntegration der Beschäftigten in

den Organisationseinheiten sicher.

Tabelle 12: Telearbeit im Statistischen Bundesamt (Stand: 08.10.2003)

Laufbahngruppen
Frauen Männer Zusammen

Wbn Bonn Zus. Wbn. Bonn Zus Wbn Bonn Zus

Höherer Dienst 4 4 4 4 I I
Gehobener Dienst 72 4 16 5 7 6 17 5 22

Mittlerer Dienst t7 5 22 2 2 79 5 24

Einfacher Dienst

lnsgesamt 33 9 42 77 7 72 44 10 54

29
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Ziele:

o KontinuierlichesAngebotweitererTelearbeitsplätze

. Vermeidung nachteiliger Auswirkungen der Telearbeit auf berufliche Entwicklung und dienstli-

che Beurteilung

Maßnahmen:

geprüft und entsprechend den Regetungen der Dienstvereinbarung nach Möglichkeit realisiert.

dienstlichen Beurteilungen wird nachgegangen mit dem Ziel, diese zu beseitigen.

4.3. Kinderbetreuung

lmmer mehr junge Frauen planen eine Erwerbstätigkeit ohne oder mit nur kuzzeitiger familiär be-

dingter Unterbrechung. Sie kommen mit guten Qualifikationen in das Statistische Bundesamt uhd

streben eine berufliche Weiterentwicklung an. Eine mögtiche Mutterschaft sowie eine damit zusam-

menhängende Berufsunterbrechung stehen ihnen in ihrem beruflichen Fortkommen vielfach noch

als Hindemis im Wege. Viele Frauen streben an, nach küzer angesetzten Familienphasen wieder in

den Beruf zurückzukehren, was häufig an fehlenden Kinderbetreuungseinrichtungen scheitert. Wäh-

rend die noch nicht schulpflichtigen Kinder von Angehörigen der Zweigstelle Bonn den Betriebskin-

dergaften des BM! und BMF mitbenutzen können, stehen in Wiesbaden keine amtseigenen Kinder-

betreuungsmögtichkeiten zur Verfügung.

Ziele:

o . Unterstlltzung der Beschäftigten bei der Suche nach Kinderbetreuungsplätzen

. Schaffungamtseigener Kinderbetreuungsmöglichkeiten in Wiesbaden

Maßnahmen:

plätzen der Stadt Wiesbaden sowie sonstiger Träger, werden Beschäftigte am Dienstort Wiesba-

den bei Bedarf durch lnformationen bei der Suche nach Kinderbetreuungsmöglichkeiten durch

d ie Gleichstellungsbea uft ragte nach Mtiglichkeit unterstützt.
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4.4 Beurlaubung

Dezeit sind 166 Amtsangehörige ohne Dienstbezüge, Vergütung oder Lohn beurlaubt, bei !47 von

ihnen endet die Beurlaubung voraussichtlich innerhalb der nächsten drei Jahre.

Tabelle 13: Beurlaubung ohne Bezllge von Beschäftigten

des Statistischen Bundesamtes insgesamt (Stand: 08.10.2003)

- Quelle: EPOS -

Laufbahngruppe

Beurlau-
bungen

Gründe
Beschäf-

tigte
Anteil Be-
urlaubte

Darunter:

lnsgesamt
familiäre sonstige lnsgesamt in o/o Abtauf Beurlau-

bung « drei .lahre

Höh.

Dienst

w 10 7 3 130 7,7 7

m 13 1) 259 5,0 11

zus. 23 7 76 389 519 18

Geh.

Dienst

w 37 25 6 399 7,8 29

m 5 1 4 523 1r0 4

zus. 36 26 10 922 319 33

Minl.

Dienst

mitAzubi

W 100 87 73 945 10,6 90

m ) 3 423 0,7 2

zus. 103 87 76 1368 715 92

Einf.

Dienst

w 3 3 27 71,7 3

m 1 7 73 l14 7

zus. 4 3 1 100 4ro 4

alle Lauf-

bahn-

gruppen

w 744 722 22 1 501 9,6 729

m 22 1 27 1278 717 18

zus. 766 t23 43 2779 6rO t47
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Laufbahngruppe

Beurlau-
bungen

Gründe
Beschäf-

tigte
AnteilBe-
urlaubte

Darunter:

lnsgesamt
familiäre sonstige lnsgesamt in% Ablauf Beurlau-

bung < dreiJahre

Höh.

Dienst

w 9 6 7 101 8,9 7

m 72 12 273 5,6 10

zus. 27 6 15 314 617 77

Geh.

Dienst

w 28 24 4 318 I ,I 26

m 3 7 2 452 0 ,7 2

zus. 31 25 6 770 4rO 28

Minl.

Dienst

mit Azubi

w 66 67 5 664 9,9 60

m 1 7 230 o14 1

zus. 67 67 6 894 7,5 61

Einf.

Dienst

w t7 0

m 45 0

zus. 62 0

alle Lauf-

bahn-

gruppen

w 103 97 72 1100 9,4 93

m 76 1 15 940 1 ,7 t3

zus. 119 92 27 2040 518 106

Tabelle 13.1: Beurlaubung ohne Bezllge von Beschäftigten

des Statistischen Bundesamtes Dienststelle Wiesbaden (Stand: 08.10.2003)

- Quelle: EPOS -
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Tabelle 13.2: Beurlaubung ohne Bezllge von Beschäftiglen

des Statistischen Bundesamtes Zweigstelle Bonn (Stand: 08.10.2003)

Laufbahngruppe

Beurlau-
bungen

Gründe
Beschäf-

tigte
Anteil Be-

urlaubte
Darunter:

Insgesamt familiäre sonstige lnsgesamt in o/o Ablauf Beurlau-
bung < drei Jahre

Höh.

Dienst

w 1 t 29 ),4

'm 7 7 46 212 1

zus. 2 1 1 75 2 ,7 I

Geh.

Dienst

w 3 7 2 81 3,7 3

m 2 2 77 2,8 2

zus. 5 1 4 752 3,3 5

Mint.

Dienst

mit Azubi

w 34 26 8 281 72,7 30

m 2 2 193 1r0 1

zus. 36 26 10 474 716 31

Einf.

Dienst

w 3 3 10 30,0 3

m 7 1 28 3,6 1

zus. 4 3 1 38 10,5 4

alle Lauf-

bahn-

gruppen

w 47 37 10 401 !0,2 36

m 6 6 338 118 5

zus. 47 37 76 739 614 47

- Quette: EPOS -

Ziele:

. Vermeidung von Beeinträchtigungen der beruflichen Entwicklung u.a. durch Verbesserüngen

der organisatorischen Rahmenbedingungen

o Erleichterung des beruflichen Wiedereinstlegs durch eine intensive Kontaktpflege iwischen

den Beschäftigten und der Dienststelle vor, während und nach einer familienbedingten Unter'

brechung der Erwerbstätigkeit.

Maßnahmen:

arbeitsrechtlichen Fragen beraten.

arbeits-, versorgungs- und rentenrechtlichen Folgen der Beurlaubung sowie auf die Mögtichkeit
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einer Befristung mit Verlängerung und deren Folgen hingewiesen. Die Beurlaubung wird ge-

wä hrt, sofem n icht zwin gen de'd ienstliche G ründ e entgegen Stehen.

Urlaubs- oder Krankheitsvertretung sowie einer eziehungsgeldunschädlichen Tätigkeit und ggf.

Telea rb eit während der Beurla ub ung h in gewiesen.

Zeitschrift,WlR", Versand neuer Dienstvereinbarungen, des Fortbildungsprogramms usw). Dar-

über hinaus werden sie zu Veranstaltungen wie z.B. Weiberfasthacht, Sommerfest, Personalver-

sammlung eingeladen.

werden Beratungsgespräche geführt, in denen die Beurlaubten über Möglichkeiten ihrer Be-

schäftigung nach der Beurlaubung informieft und die künftige Verwendung, Fragen der Anpas-

sungsfortbildung (hiezu gehören auch Auffrischungskurse) sowie Maßnahmen zur Einarbeitung

am künftigen Arbeitsplatz erörtert werden.

bedürftigen Angehörigen beurlaubt sind, erhalten auf Wunsch zeitnah yq Beendigung der Fami-

lienphase die ihre Ggf. auch die nächsthöhere) Besoldungs- oder Vergütungsgruppe betreffen-

den Stellenausschreibungen an die Privatadresse.

Anspruch auf bezahlte Dienst- oder Arbeitsbefreiung nach Ende der Beurlaubung.

grundsätzlich entsprochen. Bei Umfang und Lage der reduzierten Arbeitszeit soll sowohl den

Bedürfnissen der Beschäftigten als auch denen der Dienststelle Rechnung getragen werden.

Arbeitsptätzen unter Beachtung des Leistungsprinzips und der Benachteiligungsverbote vonan-

gig berücksichtigt.

) 'Spezifische 
Erfahrungen und Fähigkeiten, die durch Betreuungs- und Pflegeaufgaben während

einer Beurlaubung erworben wurden, sind bei der Bestimmung der Quatifikation zu berücksich-

tigen, wenn sie für die Ausübung der jeweiligen Tätigkeit von Bedeutung sind. Die Attraktivität

der Wahrnehmung von familiären Betreuungs- und Pflegeaufgaben wird - auch für Männer - da-

durch erhöht, dass diese Aufgaben nicht kanierehemmend sondem qualifikationserhöhend wir-

ken.

ergibt, ist bei einer Beförderung angemessen zu berücksichtigen.

die Möglichkeit einer Höhergruppierung oder eines Aufstiegs auswirken.
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5. Aus- und Fortbildung

a) Fortbilduns zu Themen der Gleichstellungvon Frauen und Männem

lnitiativen und Maßnahmen zur Gleichstellung von Frauen und Männem, zut Frauenförderung sowie

zur Thematik 
"Schutz 

vor sexueller Belästigung am Arbeitsplatz' sind erfolg;versprechender, wenn

die Beschäftigten über lnhalte und Bedeutung dieser Themenkomplexe informiert sind. Dies gitt in

besonderem Maße für Vorgesetzte und Entscheidungsträger mit Personalverantwortung.

b) Fortbildung für Frauen. Teilzeitbeschäftiste. Beurlaubte und tetearbeitende Beschäftiste

Ein wichtiges Ziel der Fortbildung ist es, die Verwendungsbreite der weiblichen Beschäftigten aller

Laufbahngruppen zu erhöhen, um verbesserte Möglichkeiten des beruflichen Aufstiegs und Chan-

cengleichheit zu erreichen. Dies gilt insbesondere auch für Teilzeitbeschäftigte. Beschäftigte, die

nach einer familienbedingten Berufsunterbrechung in das Amt zurückkehren, haben es oft schwer,

Beruf und Familienpflichten zu vereinbaren und sich schnelt und erfolgreich am Arbeitsplatz einzu-

arbeiten. Fortbitdungsmaßnahmeh werden aber nur dann in Anspruch genommen, wenh sie auch

organisatorisch auf die Belange dieser Beschäftigtengruppe abgestimmt sind.

Tabelle 14: Teilnah me an Fortbild ungsveranstaltun gen (Zeitraum 7.7.2002 bis 30.5.2003)

DiensWerhältnis
Laufbahngrüppen

Vollzeitbeschäftiete Teilzeitbeschäftigte Beurlaubte

Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer

Beamtinnen und Beamte

Höherer Dienst 43 704 73 6

Gehobener Dienst 727 742 45 7 2 3

Mittlerer Dienst 7 744 76 2 7

Einfacher Dienst 5 10 2

Zusammen 782 400 74 9 2 6

Angestellte

Höherer Dienst 742 764 77 3

Gehobener Dienst 255 274 47 10

Mittlerer Dienst 487 255 326 10 2

Einfacher Dienst 2 3 2

Zusammen 886 696 392 23 2

Arbeiterinnen und Arbeiter

Zusammen 4 72

lnsgesamt 7072 1108 466 32 4 6
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Tabetle 15: Fortbildungstage nach Laufbahngruppen (Zeitraum 7.7.2002 bis 30.6.2003)

Laufbahn-

gruPpe

Anzahl Fortbildungstage ie Beschäftigten in 2002

lnsgesamt männlich weiblich

lnsgesamt 3,2 3r7 3,4

davon

höherer Dienst 3,7 3,7 5,0

gehobener Dienst 3,1 2,9 3,5

mittlerer Dienst 3,3 3,7 3,2

einfacher Dienst 717 0,9 7 , 5

Quelle EPOS mit Stand: 31.t2.2002, unter Berücksichtigung der historischen Daten;

ohne aus dem SIBA a.bgeordnete Beschäftigte, Beschäftigte im Grundwehrdienst-/Zivil-/ErsatzdiensL

Beurlaubte, tuubis, BiB, ledoch einschL eziehungsgeldunschädlich Teilzeitbeschäftigte

Fortbild un gstage te Bcsch tftigtcn') nach Laufbah n gru p pen
und Geschlecht ln 2002

lns3osrmt höharcrDienst 3ehobcncrDicnst mlttlercrDicnst cinfrchcrDicnst

I lnsgesamt
Elmännllch
Elwelblich

ir'

i'

i;i

rf

Lr ufbrhn3ruppcn

/t

3

2

1

0

6

Anzrhl
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Tabelle 16: Fortbitdungstage nach Umfang derArbeitszeit (Zeitraum 7.7.2002 bis 30.5.2003)

Umfang

der

Arbeitszeit

Anzahl Fortbildungstage 2002

ie Beschäftigten

lnsgesamt männlich weiblich

lnsgesamt 3,2 3,7 3,4

davon

Vollzeit 3,5 3,7 4.7

Teilzeit 214 2.8 2,3

Quelle EPOS mit Stand: 31.72.2002, unter Berlicksichtigung der historischen Daten;

ohne aus dem SIBA abgeordnete Beschäfti8te, Beschäfti8te im Grundwehr'/Zivil'/Ersatzdienst'

Beurlaubte, Azubis, BiB, ledoch einschL eziehungsgeldunschädlich Teilzeitbeschäftigte

Fortbildungstage ie Beschäftigten') nach Umfartg der
Arbeitszeit und Geschlecht in 2002

Anzahl

4,5

4,O

3,5

3ro

2,5

2,O

7,5

1,0

0,5

0,0

eäi,/Vll

I

lnsgesamt Vollzeit Teilzeit

Umfang der
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Ziele:

o lntegration des Themas 
"Gleichstellung 

und Frauenförderunf in Aus- und Fortbildungsveran-

staltungen des Statistischen Bundesamtes

. Schaffung einer größeren Venruendungsbreite der weiblichen Beschäftigten, insbesondere in

der Laufbahngruppe des mittleren Dienstes

o Frauenförderung durch ein gezieltes frauenspezifisches Seminarangebot

o Weitere Verbesserung des Fortbildungsangebotes ftir Teilzeitbeschäftigte

o Gezielte Fortbildung für Beschäftigte nach einer familienbedingten Berufsunterbrechung auf-

grund der lndividuell zu erstellenden Fortbildungspläne

o Erhaltung des Kenntnisstandes bei den Beurlaubten

o Bedarfsorientierte Fortbildung fllr Beschäftigte in Telearbeit

Maßnahmen:

für alle Laufbahnen sowie in thematisch geeigneten amtsinternen Fortbildungsveranstaltungen,

. insbesondere zum Thema ,Führung" berücksichtigt. Führungskräfte sind verpflichtet, sich mit

diesem Thema auseinander zu setzen, um entsprechende Maßnahmen in ihren Bereichen aktiv

zu unterstützen. Die Führungskräfte werden darin durch einschlägige Foftbildungsveranstaltun-

gen des Statistischen Bundesamtes und der Bundesakademie für öffenttiche Verwaltung unter-

stützt.

spielsweise Suchtprobleme, Krankenstand, sexuelle Belästigung, Mobbing etc. angeboten.

chen Aufstieg zu ermöglichen, gteichberechtigte Chancen im Bewerbungsverfahren sichezu-

stellen und ihre Verwendungsbreite zu erhöhen, werden Qualifizierungsmaßnahmen für den

Einsatz an typischen Büroarbeitsplätzen nach dem Personalentwicklungskonzept des Amtes an-

geboten.

te Fortbildungsveranstaltungen angeboten. Es wird geprüft, ob neben den bereits bekannten

Seminaren 
"Selbstvertrauen 

und Durchsetzungsvermögen" und ,Berufsstrategien für Frauen'

andere frauenspezifische Seminare angeboten werden können. Wirä interessierten Mitarbeite-

rinnen die Teilnahme an diesen Seminaren verweigert, so bedarf es einer besonderen Begrün-

dung durch die Vorgesetzten.

zeitliche Ausgestaltung wird soweit möglich nach den Erfordernissen der Teilzeitbeschäftigten

ausgerichtet.
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keit auch während dieser Beurlaubung an allgemeinen Fortbildungsveranstaltungen, insbeson-

dere aber auch an den frauenspezifischen Veranstaltungen teilzunehmen. Sie werden über das

aktuelle Fortbildungsangebot frühzeitig durch die Verwaltung informiert. Um den beruflichen

Wiedereinstieg zu erleichtem, erstellen die Beschäftigten mit ihren Vorgesetzten spätestens zu

Beginn der Tätigkeit einen persönlichen Fortbitdungsplan. Eine möglichst kuzfristige Berück-

sichtigung bei entsprechendem Fortbitdungsbedarf, ggfs. auch vor dem festgetegten Wiederein-

stiegsdatum, wird angestrebt.

chen Wiedereinstieg an, in der atlgemeine Fragen, die mit einer Rückkehr aus einer familienbe-

dingten Berufsunterbrechung in Zusammenhang stehen, erörtert werden können.

D Beschäftigte, die Telearbeit ausüben, haben den votlen Anspruch auf Fortbildung. Bei Bedarf

wird eine auf die konkrete Arbeitsplatzsituation bezogene Fortbildung angeboten.

l!. Schutz vor sexueller Belästigung

Das Beschäftigtenschutzgesetz (Artikel 10 des 2. Gleichberechtigungsgesetzes; siehe Anhang 1)

begründet eine Schutzpflicht des Arbeitgebers und des Dienstvorgesetzten gegenüber den Beschäf-

tigten.

Ziele t

o Bekanntmachungdes Beschäftigtenschutzgesetzes bei allen Beschäftigten

o Umfassende lnformation der Beschäftigten mit dem Ziel, Belästigungen vozubeugen, ggf. zu

erkennen und sich dagegen zu wehren

o lnformation aller Fllhrungskräfte, der Beschäftigten der Personalvenraltung, der Ausbil-

der/innen, Personal- und Schwerbehindertenvertreter sowie der Gleichstellungsbeauitragten

mit dem Ziel, Betroffenen Hilfestellung zu geben sowie diese Belästigungen zu unterbinden,

aber auch die Verursacher zur Rechenschaft zu ziehen

Maßnahmen

beit und des Arbeitsverhaltens befassen (2.B. sexuette Belästigung, Mobbing, Alkoholmiss-

brauch und erhöhter Krankenstand) an. Die Teilnahme von Ftihrungskräften, Beschäftigten der
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Personalvenrualtung, Ausbitder/innen sowie Mitgliedem der Personal- und Schwerbehindeften-

vertretung und der Gleichstellungsbeauftragten an dieser Fortbildung wird dringend empfohlen.

weilsie in zutässigerWeise ihre Rechte ausgeübt haben.

I I l. Gleichstellungsbeauft ragte

Die Rechte und Pflichten der Gleichstellungsbeauftragten und ihrer Stellvertreterinnen sind in den

§§ 16,bls22 BGleiG konkretisieft und verstärkt (Anhang 2).

Die Gleichstellungsbeauftragte gehört der Personalverwaltung an und ist der Amtsleitung unmittel-

bar zugeordnet. Sie ist in der Ausübung ihrer Tätigkeit weisungsfrei.

Um lnteressenkollisionen auszuschließen, ist das Amt der Gleichstellungsbeauftragten unvereinbar

mit der Mitgtiedschaft in einer Personalvertretung und einer anderen Tätigkeit in der Personalverwal-

tung.

lV. Statistiken

Es wird jährlich erfasst die Zahl der Frauen und Männer

1. unter den Beschäftigten,

gegliedeß nach Votl- und Teitzeittätigkeit sowie familienbedingter Beurlaubung,

2. bei Bewerbung, Einstellung, beruflichem Aufstieg und Fortbildung

3. sowie deren Noten bei den dienstlichen Beurteitungen im Berichtsjahr, gegliedert nach Vol[-

und Teilzeittätigkeit.

Die statistischen Angaben sind jährlich dem Bundesministerium des lnnem mitzuteilen.
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V. Umsetzung des G leichstettungsplans

Der Gleichstel[ungsplan gitt für das Statistische Bundesamt mit seiner Dienststelle Wiesbaden, der

Zweigstelle Bonn und dem i-Punkt in Berlin. Ertritt am 1.Januar20O4in Kraft. Seine Geltungsdauer

beträgt 4 Jahre. Nach zwei Jahren ist er der aktuellen Entwicklung anzupassen. Bei dieser Anpas-

sung sind insbesondere die Gründe sowie ergänzende Maßnahmen aufzunehmen, wenn erkennbar

ist, dass ii. Zi.t. des Gleichstellungsplans sonst nicht oder nicht innerhalb der vorgegebenen Zeit-

räume eneicht werden können.

Der Gleichstellungsplan und seine A.ktualisierung werden im Hause veröffentlicht - auch über das

lntranet -und somit allen Beschäftigten zur Verfügung gestellt. Den Beschäftigten mit Vorgesetzten-

funktion wird er besonders zur Verfügung gestellt.

Wiesbaden, den E. [.u^^ L u L^, ]

' 
Johann Hahlen

Präsident
' 

des

Statistischen Bun d esamtes

Ulrike n

Gleichstellungsbeauft ragte der

Dienststelle Wiesbaden des 
'

Statistischen Bund esamtes

Julia-Bettina Küsters

G leichstetlungsbea uft ragte

der Zweigstelle Bonn des

Statistischen Bundesamtes
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Anhang 1

M ittei [u n g, 4 I 07 der G leichstellu n gsbea uft ragten

Schlechtere Noten ftir alle und nach wie vor Benachteiligungen von Frauen in Teilbereichen

Als atler erstes ist festzuhalten, dass in der Beurteilungsrunde 2000 insgesamt ein strengerer Maß-

stab angelegt wurde als in der vorherigen Runde: Diesmal lag der Notendurchschnitt für alte Beur-

teitten bei 6,7 Punkten, damals lag er bei 6,9 Punkten, also um 0,2 Punkte niedriger. Zum Teil tiegt

der schlechtere Durchschnitt natürtich daran, dass 1997 immerhin 30 Beschäftigte mit 9 Punkten

beurteilt wurden, während diese Punktzahl in der aktuelten Runde im höheren und gehobenen

Dienst gar nicht vergeben wurde.

Differenziert man die Betrachtung nach Männern und Frauen, so ist der Befund für die Männer des

höheren und gehobenen Dienstes im Wesentlichen identisch mit dem eben Gesagten mit dem ktei-

nen Unterschied, dass sie 1997 im Durchschnitt mit 7,0 Punkten und in der letzten Runde mit 6,8

Punkten beurteilt wurden. Bei den Frauen beträgt der Unterschied zwischen den beiden Runden -

wieder nur für den höheren und gehobenen Dienst - nur 0,1 Punkte Oggl:6,8 Punkte;2O0Oz 6,7

Punkte).

Dieser erste Vergleich der beiden Beurteilungsrunden zeigt auch, was damals galt und heute immer

noch gitt: Fraüen werden zwar nicht in jeder Besotdungsgruppe aber doch im Durchschnitt schlech'

ter beurteilt ats Männer. Besonders problematisch ist die Benotung von teilzeitbeschäftigten Beam-

tinnen. 7997 war eine schtechtere Beurteilung bei den teilzeitbeschäftigten Frauen des gehobenen

Dienstes zu vezeichnen, in der aktuellen Runde ist dies leider auch beim höheren Dienst zu beo-

bachten. lnteressanterweise ist dagegen die Durchschnittsnote der teilzeitbeschäftigten Männer

besser als die aller beurteilten Männer. Sotlte etwa der Appetl, in dieser Runde darauf zu achten,

Teilzeitbeschäftigte nicht wieder schlechter zu beurteilen, nur für die Männer berücksichtigt worden

sein?

lm gehobenen Dienst wurden Beamtinnen im Durchschnitt mit 6,6 Punkten beurteilt, Beamte dage-

gen mit 6,8 Punkten. lnteressant ist hier zum einen eine örtliche Differenzierung: ln Wiesbaden wur-

den Beamtinnen dieser Laufbahngruppe um 0,1 Punkte schlechter beurteilt als die Beamten, für

Bonn beträgt der Unterschied aber 0,3 Punkte. Zum anderen lohnt der Blick auf die verschiedenen
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Besotdungsgruppen: ln A9 sind Frauen um 0,5 Punkte schlechter beurteilt als Männer, in A 10 be-

trägt die Differenz 0,2 Punkte zu Lasten der Frauen. Sobald Frauen jedoch Hauptsachbearbeiterin-

nen sind, sind sie in den einzelnen Besoldungsgruppen besser beurteitt als die Beamten. Eine ver-

gleichbare Merkwürdigkeit war schon 7997 zu beobachten, wobei damals auch nach A11 besoldete

Beamtinnen noch schtechter als die Männer dieser Besoldungsgruppe beurteilt waren. Festzuhalten

bleibt: Von einervom Geschlecht unabhängigen Beweftung kann noch immer keine Rede sein.

lm höheren Dienst sieht es insgesamt betrachtet für die Frauen gut auch. Sie sind im Durchschnitt

mit 6,8 Punkten besser beurteilt als die Männer mit 6,7 Punkten. Differenziert betrachtet beruht dies

aber nur auf den Noten der Referatsleiterinnen. Sie erreichten im Durchschnitt 7,0 Punkte, die Refe-

ratsteiter dagegen 6,7 Punkte. Die Referentinnen wurden dagegen um 0,2 Punkte schlechter einge-

schätzt ats die Referenten und eine genauso große Differenz zeigt sich für die Ebene der Gruppenlei-

tungen. Speziell dieses Phänomen warauch schon in der Beurteilungsrunde 7997 zu beobachten.

Es will jedoch so recht nicht einleuchten, dass Frauen in ihrer Leistung schlechter sind, wenn sie

höhere Funktionen wahrnehmen, während die Leistung der Männer mit der Hierarchiestufe im

Durchschnitt steigt. ln der Literatur wird dieses Phänomen als "gläseme Decke' beschrieben. Ge-

meint ist damit, dass Frauen im mittleren Management akzeptiert sind und ihre Leistungen i.d.R. zur

Kenntnis genommen werden. Je weiter nach oben sie jedoch in der Hierarchie kommen, um so mehr

werden sie als Bedrohung der noch immer bestehenden und von Männem dominieften Ordnung

wahrgenommen und in ihre Schranken verwiesen: Während A15 Gruppenleiter nur 0,1 Punkte

schlechter beufteilt sind als A15 Referatsleiter, sind A15 Gruppenleiterinnen 0,4 Punkte schlechter

beurteilt als A1 5 Referatsteiterinnen.

!m mittteren und.einfachen Dienst, sind insgesamt betrachtet Frauen um 0,1 Punkte besser benotet

als Männer. Und für diesen Bereich gilt sogar, dass teilzeitbeschäftigte Frauen um 0,2 Punkte besse-

re Noten haben als in Vollzeit tätige Beamtinnen.
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Anhang 2

Auszug aus dem BGleiG (§§ 16 bis 22)

Abschnitt 4, Gleichstellungsbeauftragte

§16

Wahl der Gleichstellungsbeauftragten und der Stellvertreterin

(1) ln ieder Dienststelle mit regelmäßig mindestens 100 Beschäftigten ist aus dem Kreis der weibli'

chen Beschäftigten eine Gleichstellungsbeauftragte nach geheimer Wahl durch die weibtichen Be-

schäftigten von der Dienststelle zu bestetten. !n Verwattungen mit mehreren kleineren Dienststellen,

die insgesamt regelmäßig mindestens 100 Beschäftigte haben, ist eine Gleichstellungsbeauftragte

bei der oberen Behörde zu bestellen. Verwaltungen mit einem großen Geschäftsbereich können von

Satz 1 abweichen, sofem sichergestellt ist, dass die weiblichen Beschäftigten atler Dienststetlen

angemessen d urch ein e Gleichstellungsbea uft ragte vertreten werd en.

(2) Die Gleichstettungsbeauftragte wird für grundsätzlich vier lahre mit der Mögtichkeit der Wieder-

wah[ bestellt. Die Bundesregierung regelt das Verfahren für die Durchführung der Wahl durch

Rechtsverordnung. Findet sich keine Kandidatin oder ist nach der Wah[ keine Kandidatin gewählt, ist

die Gteichstellungsbeauftragte aus dem Kreis der weiblichen Beschäftigten von Amts wegen zu

bestetlen; hiezu bedarf es der Zustimmung der zu bestellenden Beschäftigten.

(3) Für kleinere Dienststellen ohne eigene Gleichsteltungsbeauftragte ist die Gteichstellungsbeauf'

tragte der nächst höheren Dienststelle iuständig. Zusätzlich ist als Ansprechpaftnerin für die Be-

schäftigten und für die zuständige Gleichstetlungsbeauftragte eine Vertrauensfrau zu bestetlen.

Auch für Nebenstellen und Teile einer Dienststelle, die räumtich weit von dieser entfemt liegen, ist

auf Vorschlag der zuständigen Gleichstellungsbeauftragten eine Vertrauensfrau als Ansprechpartne-

rin für sie und die Beschäftilten zu bestellen. Die Aufgaben der Veftrauensfrau beschränken sich auf

die Vermittlungvon lnformationen zwischen den Beschäftigten und derzuständigen Gteichstet-

lungsbeauftragten. Matht die Dienststelle von der Mögtichkeit in Absatz 1 Satz 3 Gebrauch, kann

die Gleichsteltungsbeauftragte der Vertrauensfrau mit ihrem Einverständnis auch Aufgaben zur ei-

genständigen Erledigung bei der örtlichen Dienststelle übeftragen.

( ) Für jede Gleichstellungsbeauftragte ist eine Stellvertreterin gemäß den Absätzen 1 und 2 zu

bestellen. Die Bundesregierung regelt das Verfahren für die Durchführung der Wahl durch Rechts-

verordnung. Findet sich für die Wahl der Stellvertreterin keine Kandidatin oder ist nach der Wah[
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keine Kandidatin gewählt, ist die Steltvertreterin auf Vorschlag der Gleichstellungsbeauftragten aus

dem Kreis der weibtichen Beschäftigten zu bestelten; hiezu bedarf es der Zustimmung der zu be-

stellenden Beschäft igten.

(S) Die Gteichstellungsbeauftragte und ihre Stetlvertreterin dürfen keiner Personalvertretung ange-

hören und nur in ihrer Eigenschaft als Gteichstellungsbeauftragte mit Personalangelegenheiten be-

fasst sein.

(5) Mindestens drei Wahlberechtigte oder die Leitung der Dienststelle können binnen einer Frist von

zwölf Arbeitstagen, vom Tage der Bekanntgabe des Wahlergebnisses an gerechnet, die Waht beim

Verwaltungsgericht anfechten, wenn gegen wesentliche Vorschriften über das Wahlrecht, die Wähl-

barkeit oder das Wahtverfahren verstoßen worden und eine Berichtigung nicht erfotgt ist, es sei

denn, dass durch den Verstoß das Wahlergebnis nicht geändert oder beeinflusst werden konnte.

(7) Beivozeitigem Ausscheiden der Gleichstellungsbeauftragten oder ihrer nicht nurvorüber-

gehenden Verhinderung ist eine Gleichstellungsbeauftragte ftir die restliche Amtszeit neu zu

bestellen. Entsprechendes gitt für die Stetlvertreterin der Gteichstettungsbeauftragten und die Ver-

trauensfrau. Die Bestellung der Gleichstellungsbeauftragten und ihrer Stellvertreterin erfolgt ftir die

volle Amtszeit, sofem beide Amter neu zu besetzen sind.

§17

Koordination, Stufenbetei ligung

(1) Die Gleichstetlungsbeauftragte der obersten Bundesbehörde ist für den lnformations- und Erfah- '

rungsaustausch der Gleichstellungsbeauftragten und derVertrauensfrauen in ihrem Geschäftsbe-

reich verantwortlich.

(2) Soweit in höheren Dienststellen Entscheidungen für nachgeordnete Dienststellen getroffen wer-

den, hat iede beteiligte Dienststelte die für sie zuständige Gteich'stellungsbeäuftragte gemäß §§ tg

und 20 an dem bei ihr anhängigen Teilverfahren zu beteiligen. Das schrifttiche Votum der Gleich-

stellungsbeauftragten der nachgeordneten Dienststelle ist zusammen mit den weiteren Unterlagen

der höheren Dienststelle und der dortigen Gteichstellungsbeauftragten vozulegen.
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§18

Rechtsstellung

(1) Die Gleichstellungsbeauftragte gehört der Personalverwaltung an und übt ihr Amt ohne Minde-

rung ihrer bisherigen Bezüge oder ihres bisherigen Arbeitsentgelts aus. Sie wird unmittelbar der.

Dienststellenleitung zugeordnet. Bei obersten Bundesbehörden ist auch ihre.Zuordnung zur Leitung

der Zentralabteilung mögtich. Entsprechendes gilt im Bereich der öffentlichen Untemehmen. Die

Gteichstellungsbeauftragte ist in der Ausübung ihrer Tätigkeit weisungsfrei.

(2) Die Gleichste[ungsbeauftragte wird von anderweitigen dienstlichen Tätigkeiten soweit entlastet,

wie es na.ch Art und Größe der Dienststelle zur ordnungsgemäßen Durchführung ihrer Aufgaben er-

forderlich ist. Die Entlastung soll mindestens die Hätfte der regelmäßigen Arbeitszeit betragen, in

Dienststellen mit mehr als 600 Beschäftigten die volle regelmäßige Arbeitszeit.lst die Gleichstel-

lungsbeauftragte für mehr als eine Diensistelle zuständig, ist die Gesamtzahl der Beschaftigten aller

Dienststelten maßgeblich.

3) Der Gteichstellungsbeauftragten ist die notwendige person.elle, räumtiche und sachliche Ausstat-

tung zur Verfügung zu stelten. Bei einer Beschäftigtenzahl von über 1000 ist.zu prü.fen, ob der

Gteichstetlungsbeauftragten zusätzliche Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter zuzuordnen sind.

(a) Die vollständig freigestellte Gleichsteltungsbeauftragte erhält einen monatlichen Verfügungs-

fonds; die teilweise entlastete Gteichsteltungsbeauftragte erhält einen Fonds, der dem Anteil ihrer

Entlastung entspricht. Die Verordnung über die Höhe der Auhruandsentschädigung für vom Dienst

freigestellte Personalvertretungsmitglieder gitt entsprechend.

(5) Die Gleichstellungsbeauftragte darf bei der Erfütlung ihrer Pflichten nicht behindert und wegen

ihrer Tätigkeit in ihrer beruflichen Entwicklung nicht benachteilist oder begünstigt werden. Die fikti-

ve Nachzeichnung ihres beruflichen Wefdegangs ist im Hinblick auf die Einbeziehung in Personat-

auswahlentscheidungen zu gewährleisten. Vor Kündigung, Versetzung und Abordnung ist die

Gleichstellungsbeauftragte wie ein Mitgtied der Personalvertretung geschützt.

(6) Die Dienststelle hat der Gleichstel]ungsbeäuftragten auf deren Antrag hin eine Aufgabenbe-

schreibung als Nachweis über ihre Tätigkeit zu efteilen

(z) Oie Stellvertreterin hat im Veftretungsfall dieselben Rechte und Pflichten wie die Gteichstel-

lungsbeauftragte. lm Einvernehmen mit der Stellvertreterin kann die Gleichstellungsbeauftragte die-
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serAufgaben zur eigenständigen Erledigung übertragen. lnsoweit wird die Stellvertreterin anstelle

der Gleichstellungsbeauftragten entsprechend entlastet.

(e) Oie Gleichsteltungsbeauftragte, ihre Vertreterin sowie ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind

hinsichttich persönlicherVerhättnisse von Beschäftigten und anderervertraulicherAngelegenheiten

in der Dienststelle über die Zeit ihrer Bestellung hinaus zum Stillschweigen verpflichtet. Die Ver'

schwiegen heitspfl icht gitt auch für Veftra uensfrauen.

§le
Aufgaben

(1) Die Gleichsteltungsbeauftragte hat die Aufgabe, den Votlzug dieses Gesetzes sowie des Beschäf-

tigtenschutzgesetzes in der Dienststelle zu fördern und zu überwachen. Sie wirkt bei atlen perso'

nellen, organisatorischen und soziaten Maßnahmen ihrer Dienststelte mit, die die Gleichstellung

von Frauen und Männern, die Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit sowie den Schutz vor 
-

sexuelter Betästigung am Arbeitsptatz betreffen. Sie ist frühzeitig zu beteiligen, insbesondere bei

1. Personalangelegenheiten an der Vorbereitung und Entscheidung über die Vergabe von Ausbil-

dungsptätzen, Einstellung, Anstetlung, Abordnung und Umsetzung mit einer Dauer von über drei

Monaten, Versetzung, Fortbildung, beruflichen Aufstieg und vozeitige Beendigung der Beschäf'

tigung,

2. organisatorischen und sozialen Angelegenheiten,

3. der Abfassung von BeUrteitungsrichtlinien und bei Besprechungen, die die einheitliche Anwen'

dung,in der Dienststetle sicherstelten sollen,

4. Maßnahmen zum Schutz vor sexueller Belästigung.

Zu den Aufgaben der Gleichsteltungsbeauftragten gehört auch die Ber4tung und Unterstützung in

Einzelfällen bei beruflicher Förderung, Beseitigung von Benachteiligung und Fragen der Vereinbar-

keit von Familie und Erwerbstätigkeit.

(2) Die Dienststette hat die Gteichstettungsbeauftragte in Verfahren zur Besetzung von Gremien bei

der Berufung, beim Vorschlagsverfahren bei der Berufung oder bei der Entsendung nach Maßgabe

des Bundesgremienbesetzungsgesetzes zu beteiligen, sofem kein Referat zur Gleichsteltung von

Frauen und Männem eingerichtet ist.

(3) Die Gteichstetlungsbeauftragte ist verpflichtet, die Fortbildungsangebote der Dienststelte nach §

10 Abs. 5 wahrzunehmen. i
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§20

lnformation und Mitwirkung

(1) Die Gleichstellungsbeauftragte ist zur Durchführung ihrerAufgaben unvezügtich und umfassend

zu unterrichten. lhr sind die hierfür erforderlichen Unterlagen einschließlich der Bewerbungsunter-

lagen und vergleichenden Übersichten frühestmöglich vozulegen und die erbetenen Auskünfte zu

erteiten. lhr sotl Gelegenheit zur aktiven Teilnahme an allen Entscheidungsprozessen zu personel-

len, organisatorischen und sozialen Angelegenheiten gegeben werden. Sie hat im Rahmen ihrer ge-

setzlichen Aufgaben Einsichtsiecht in die entscheidungsrelevanten Teile von Personalakten.

(2) Die Gleichstetlungsbeauftragte hat unmittelbares Vortragsrecht und unmittelbare Vortragspflicht

bei der Dienststellenleitung und wird von dieser bei der Durchführung ihrerAufgaben unterstützt. ln

allen Fragen, die ihrer Mitwirkung unterliegen, hat die Gleichstetlungsbeauftragte ein lnitiativrecht.

Die Mitwirkung der Gleichstellungsbeauftragten erfolgt regelmäßig durch schriftliches Votum, das zu

den Akten zu nehmen ist. Folgt die Dienststelle dem Votum der Gleichstellungsbeauftragten nicht,

so hat sie dieser die Gründe hierfür auf Verlangen'schriftlich mitzuteilen. Die Gleichstetlungsbeauf-

tragte kann Sprechstunden für die Beschäftigten durchführen sowie jährlich mindestens eine Ver-

sammlung der weiblichen Beschäftigten nach Anzeige gegenüber der Dienststellenleitung einberu-

fen. Sie kann an Personalversammlungen in Dienststellen teilnehmen, für die sie als Gteichstet-

lungsbeauftragte zuständig ist, und hat dort ein Rederecht, auch wenn sie nicht Angehörige dieser

Dienststelle ist.

(3) Zur Klärung von Fragen grundsätzlicher Bedeutung, insbesondere zur Auslegung dieses Geset-

zes, kann sich die Gleichstellungsbeauftragte an das für Gleichstellungsfragen zuständige Bundes-

ministerium wenden. Soweit dabei die Übermittlung personenbezogener Daten von Beschäftigten

erforderlich ist, bedarf dies der Einwilligung der Betroffenen.

§21

Einspruchsrecht

(1) Bei Verstößen der Dienststelle gegen den G[eichstetlungsptan, weitere Vorschriften dieses Ge-

setzes oder andere Vorschriften über die Gleichstettung von Frauen und Männem hat die Gleich-

stetlungsbeauftragte gegenüber der Dienststellenleitung ein Einspruchsrecht. Der. Einspruch ist in-

nerhatb einer Woche schrifttich bei der Dienststellenleitung einzutegeh. Er hat aufschiebende Wir-

kung. § 80 Abs. 2 Nr. 4 und Abs. 3 der Verwaltungsgerichtsordnung gilt entsprechend.
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(2) Die Dienststellenleitung soll über den Einspruch innerhalb einer Frist von einem Monat nach Zu-

gang des Einspruchs entscheiden. Hätt die Dienststellenleitung den Einspruch für begründet, sind

die Maßnahmen und ihre Fotgen zu berichtigen sowie die Ergebnisse des Einspruchs beiweiteren

vergleichbaren Fälten zu berücksichtigen.

(3) Hält die Dienststetlenleitung den Einspruch für unbegründet, legt sie diesen der nächst höheren

Dienststetlenleitung, beiselbständigen bundes-unmittelbaren Körperschaften, Anstalten und Stif'

tungen deren Vorstand unvezüglich vor. Absatz 2 gilt entsprechend.

§22

Gerichtliches Verfah ren ; außergerichtliche Ei nigun g

(1) Bleibt der Einspruch erfolglos, kann die Gleichstellungsbeauftragte das Verwattungsgericht anru-

fen, wenn ein nochmaliger Versuch, außergerichtlich zu einör einvemehmtichen Lösung zu gelan-

gen, gescheitert ist. Das Gericht ist innerhatb eines Monats nach schriftlicher Feststeltung des

Scheitems des außergerichtlichen Einigungsversuchs anzurufen. Die schriftliche Feststellung kann

durch die Gteichstellungsbeauftragte oder die Dienststelle getroffen werden. Die Anrufung hat keine

a ufschiebende Wirkun g.

(2) lst über den Einspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Frist sachtich nicht entschie-

den worden, so ist die Anrufung abweichend vom Absatz 1 zulässig. § 75 Satz 2bis 4 derVerwal'

tungsgerichtsordn ung getten entsprechend.

(3) Die Anrufung des Gerichts kann nur darauf gestützt werden,

1. dass die Dienststetlb Rechte der Gleichstellungsbeauftragten verletzt hat;

2. dass die Dienststelle einen den Vorschriften dieses Gesetzes nicht entsprechenden Gleichstel-

lungsplan aufgesteltt hat.

(a) Die Dienststelle trägt die der Gleichstetlungsbeauftragten entstehenden Kosten.
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Anhang 3

Gesetz zum Schutze der Beschäftigten vor sexueller Belästigung

am Arbeitsplatz

(Beschäft igtensch utzgesetz)

Artikel l0
Gesetz zum Schutz der Beschäftigten vor sexueller Belästigung am Arbeitsplatz

(Beschäft igtensch utzgesetz)

§1

(1) zier des Gesetzes ist die w.r,,rnszi::iffi:::g;ffl, Männem durch den schutz vor se.

xueller Belästigung am Arbeitsplatz.

(2) Beschäftigte im Sinne dieses Gesetzes sind:

1. die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Betrieben und Verwaltungen des privaten oder öf-

fentlichen Rechts (Arbeiterinnen und Arbeiter, Angestellte, zu ihrer Berufsausbildung Beschäftig-

te), ferner Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbstindigkeit als arbeitnehmerähnti-

che Personen anzusehen sind. Zu diesen gehören auch die in Heimarbeit Beschäftigten und die

ihnen Gleichgestellten; für sie'tritt an die Stette des Arbeitgebers der Auftraggeber oder Zwi-

schenmeister;

2. die Beamtinnen und Beamten des Bundes, der Länder, der Gemeinden, der Gemeindeverbände

sowie der sonstigen der Aufsicht des Bundes oder eines Landes unterstehenden Körperschaften,

Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts;

3. die Richterinnen und Richter des Bundes und der Länder;

4. weibliche und männliche Soldaten (§ 6).

§2
Schutz vor sexueller Belästigung

(1) Arbeitgeber und Dienstvorgesetzte haben die Beschäftigten vor sexueller Belästigung am Ar-

beitsplatz zu schützen. Dieser Schutz umfasst auch vorbeugende Maßnahmen.

(2) Sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz ist jedes vorsätzliche, sexuell bestimmte Verhalten, das

die Würde von Beschäftigten am Arbeitsplatz vertetzt.

Dazu gehören:

50



1. sexuelle Handlungen und Verhaltensweisen, die nach den strafgesetzlichen Vorschriften unter

Strafe gesteltt sind, sowie

2. sonstige sexuelle Handlungen und Aufforderungen zu diesen, sexuell bestimmte körperliche Be-

rührungen, Bemerkungen sexuelten lnhalts sowie Zeigen und sichtbares Anbringen von porno-

graphischen Darstellungen, die von der Betroffenen erkennbar abgelehnt werden.

3. Sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz ist eine Vertetzung der arbeitsveftraglichen Pflichten oder

ein Dienstvergehen.

§r
Beschwerderecht der Beschäft igten

(1) Die betroffenen Beschäftigten haben das Recht, sich bei den zuständigen Stetten des Betriebes

oder der Dienststelle zu beschweren, wenn sie sich vom Arbeitgeber, von Vorgesetzten, von anderen

Beschäftigten odervon Dritten am Arbeitsplatz sexueltbelästigt im Sinne des § 2 Abs. 2 fühlen. Die

Vorschriften der §§ 84, 85 des Betriebsverfassungsgesetzes bteiben unberührt.

(2) Der Arbeitgeber oder Dienstvorgesetzte hat die Beschwerde zu prüfen und geeignete Maßnah-

men zu treffen, um die Fortsetzung einer festgesteltten Betästigung zu ünterbinden.

§4
Maßnah m en d es Arbeitgebers oder Dienstvorgesetzten, Leistun gsvenreigerun gsrecht

(1) Bei sexueller Belästigung hat

1. der Arbeitgeber die im Einzelfalt angemessenen arbeitsrechtlichen Maßnahmen wie Abmahnung,

Umsetzung, Versetzung oder Kündigung zu ergreifen. Die Rechte des Betriebsrates nach § 87

Abs.1 Nr.1, §§ 99 und 102 des Betriebsverfassungsgesetzes und des Personalrates nach § 75

Abs. 1 Nr. 2 bis 4a und Abs. 3 Nr. 15, § 77 Abs. 2 und § 79 des Bundespersonalvertretungsgeset-

zes sowie nach den entsprechenden Vorschriftän der Personalvertretungsgesetze der Länder

bteiben unberührt;

2. der Dienstvorgesetzte die erforderlichen dienstrechtlichen und personalwittschaftlichen Maß'

nahmen zu treffen. Die Rechte des Personalrates in Personalangelegenheiten der Beamten nach

den §§ 76,77 und 78 des Bundespersonalvertretungsgesetzes sowie nach den entsprechenden

Vorschriften d er Personalvertretun gsgesetze der Länd er bleiben un berüh rt.

(2) Ergreift der Arbeitgeber oder Dienstvorgesetzte keine oder offensichtlich ungeeignete Maßnah-

men zur Unterbindung der sexuellen Belästigung, sind die belästigten Beschäftigten berechtigt, ihre

Tätigkeit am betreffenden Arbeitsplatz ohne Verlust des Arbeitsentgelts und der Beztige einzustel'

len, soweit dies zu ihre Schutz erforderlich ist.

(3) Der Arbeitgeber oder Diensworgesetzte darf die betästigten Beschäftigten nicht benachteiligen,

weil diese sich gegen eine sexuelte Belästigung gewehrt und in zulässiger Weise ihre Rechte ausge'

übt haben.
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§s
Fortbildung fllr Beschäftigte im öffentlichen Dienst

lm Rahmen der beruflichen Aus- und Fortbitdung von Beschäftigten im öffentlichen Dienst sollen die

Probtematik der sexuetlen belästigung am Arbeitsplatz, der Rechtsschutz für die Betroffenen' und

die Handlungsverpflichtungen des Dienstvorgesetzten berücksichtigt werden. Dies gilt insbesonde-

re bei der Fortbildung von Beschäftigten der Personalverwattung, Personen mit Vorgesetzten- und

Leitungsaufgaben, Ausbildern sowie Mitglieder des Personalrates und Frauenbeauftragten.

§e
Sonderregelungen fllr Soldate

Für weibliche und männliche Soldaten bleiben die Vorschriften des Soldatengesetzes, der Wehrdis-

ziplinordnung und der Wehrbeschwerdeordnung unberührt.

§7
Bekanntgabe des Gesetzes

ln Betrieben und Dienststellen ist dieses Gesetz an geeigneter Stelle zur Einsicht auszulegen oder

auszuhängen.
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